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ERSTER TEIL
Bürgerantrag und Bürgerbegehren

§ 1
Antragsrecht

(1) �Die Bürgerinnen und Bürger der Stadt 
können

1.	� die Behandlung einer gemeindlichen 
Angelegenheit durch das zuständige 
Organ der Stadt (Bürgerantrag, Art. 
18b Gemeindeordnung) oder

2.	� die Durchführung eines Bürgerent­
scheides über Angelegenheiten des 
eigenen Wirkungskreises der Stadt 
(Bürgerbegehren, Art. 18a Gemeinde­
ordnung) �beantragen.

(2) �Antragsberechtigt sind alle Personen, 
die am Tag der Einreichung des 
Bürgerantrags bzw. des Bürger­
begehrens

1.	� Unionsbürgerinnen oder Unionsbürger 
sind,

2.	� das 18. Lebensjahr vollendet haben,
3.	� sich seit mindestens drei Monaten in 

der Stadt mit dem Schwerpunkt ihrer 
Lebensbeziehungen aufhalten,

4.	� nicht nach § 2 vom Antragsrecht 
ausgeschlossen sind.

(3) �Unionsbürgerinnen und Unionsbürger 
sind alle Deutschen im Sinn des Art. 116 
Abs. 1 Grundgesetz sowie die Staatsan­
gehörigen der übrigen Mitgliedsstaaten 
der Europäischen Union.

(4) �1Der Aufenthalt mit dem Schwerpunkt 
der Lebensbeziehungen wird dort 
vermutet, wo die Person gemeldet ist. 
2Ist eine Person in mehreren Gemein­
den gemeldet, wird dieser Aufenthalt 
dort vermutet, wo sie mit der Haupt­
wohnung gemeldet ist. 3Weicht der 
Schwerpunkt der Lebensbeziehungen 
von dieser Regelvermutung ab, ist eine 
gesonderte schriftliche Erklärung 
dieser Person der jeweiligen Unter­
schriftenliste beizufügen. 4Der Schwer­
punkt der Lebensbeziehungen 
Verheirateter, die nicht dauernd 
getrennt von ihrer Familie leben, ist 
regelmäßig die vorwiegend benutzte 
Wohnung der Familie; das gilt ebenso 
für eingetragene Lebenspartnerschaf­
ten und für Unverheiratete, die bei ihrer 
Familie wohnen. 5Im Übrigen ist der 
Schwerpunkt der Lebensbeziehungen 
regelmäßig am Ort der Wohnung, von 
der aus eine Person ihrer Erwerbstätig­

keit oder ihrer Ausbildung nachgeht. 
6Bei der Berechnung der Frist nach 
Absatz 2 Nr. 3 wird der Tag der 
Aufenthaltsnahme in die Frist mitein­
bezogen.

(5) �Wer das Antragsrecht in der  
Stadt infolge Wegzugs verloren hat, 
jedoch innerhalb eines Jahres seit 
dem Wegzug in die Stadt zurückkehrt, 
ist mit dem Zuzug wieder antrags­
berechtigt.

§ 2
Ausschluss vom Antragsrecht

Ausgeschlossen vom Antragsrecht ist,

1.	� wer infolge deutschen Richterspruchs 
das Wahlrecht nicht besitzt,

2.	� diejenige Person, für die zur Besor­
gung aller ihrer Angelegenheiten ein 
Betreuer/eine Betreuerin nach 
deutschem Recht nicht nur durch 
einstweilige Anordnung bestellt ist; 
dies gilt auch, wenn der Aufgaben­
kreis des Betreuers/der Betreuerin die 
in § 1896 Abs. 4 und § 1905 Bürgerli­
ches Gesetzbuch bezeichneten 
Angelegenheiten nicht erfasst,

3.	� wer sich auf Grund einer Anordnung 
nach § 63 in Verbindung mit § 20 
Strafgesetzbuch in einem psychiatri­
schen Krankenhaus befindet.

§ 3 
Unterschriftenlisten

(1) �Die Unterschriftenlisten sollen für den 
Bürgerantrag nach dem Muster der 
Anlagen 1a und 1b und für das 
Bürgerbegehren nach dem Muster der 
Anlagen 2a und 2b gestaltet werden.

(2) �1Jede einzelne Unterschriftenliste 
muss eine Begründung enthalten 
sowie bis zu drei Personen benennen, 
die berechtigt sind, die Unterzeich­
nenden zu vertreten. 2Für den Fall ihrer 
Verhinderung oder ihres Ausscheidens 
können auf den Unterschriftenlisten 
zusätzlich stellvertretende Personen 
benannt werden. 3Dabei ist ausdrück­
lich anzugeben, wer welche vertre­
tungsberechtigte Person vertritt.

(3) �In Unterschriftenlisten für Bürgerbe­
gehren ist die gestellte Frage so zu 
formulieren, dass sie mit Ja oder Nein 
entschieden werden kann.

(4) �Sind mehrere Bürgeranträge bzw. 
mehrere Bürgerbegehren gleichzeitig 
anhängig, sollen unterschiedliche 
Farben für die Unterschriftenlisten 
verwendet werden.

(5) �Soweit Unterschriftenlisten den in den 
Abs. 2 Satz 1 oder 3 bezeichneten 
Anforderungen nicht entsprechen, 
sind die dort enthaltenen Eintragun­
gen ungültig.

§ 4
Eintragungen

(1) �1Personen, die einen Bürgerantrag 
bzw. ein Bürgerbegehren unterstüt­
zen, tragen sich in die Unterschriften­
listen mit Familiennamen, Vornamen 
und genauer Anschrift ein. 2Das 
Geburtsdatum soll angegeben 
werden. 3Beim Bürgerbegehren kann 
gleichzeitig die Bereitschaft zur 
Übernahme eines Ehrenamtes in 
einem Abstimmungsvorstand erklärt 
werden. 4Die Eintragungen sind 
eigenhändig zu unterschreiben. 
5Personen, die wegen Krankheit oder 
einer körperlichen Behinderung nicht 
in der Lage sind, eine eigenhändige 
Unterschrift zu leisten, können sich 
einer Person ihres Vertrauens bedie­
nen, die den Antrag unterschreibt. 6In 
diesen Fällen ist bei einem Bürgeran­
trag eine Erklärung nach dem Muster 
der Anlage 1c, bei einem Bürgerbe­
gehren eine Erklärung nach dem 
Muster der Anlage 2c der jeweiligen 
Unterschriftenliste beizufügen.

(2) �Eintragungen sind ungültig, wenn

1.	� die eingetragenen Personen nicht 
antragsberechtigt sind,

2.	� die eigenhändige Unterschrift fehlt 
bzw. im Falle des Absatzes 1 Satz 5 
die Unterschrift der Vertrauensperson 
oder die Erklärung nach dem Muster 
der Anlage 1c (Bürgerantrag) bzw. 
Anlage 2c (Bürgerbegehren) fehlt,

3.	� die eingetragenen Personen nicht 
deutlich erkennbar sind.

(3) �1Eine Person darf sich für jeden 
Bürgerantrag bzw. für jedes Bürgerbe­
gehren nur einmal eintragen. 2Doppel- 
oder Mehrfacheintragungen einer 
Person gelten als eine Eintragung. 
3Zulässig ist eine gleichzeitige 
Eintragung in mehrere Bürgerbegeh­
ren. 4Dies gilt auch dann, wenn die 
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jeweils unterbreiteten Fragestellungen 
miteinander nicht vereinbar sind.

(4) �1Eintragungen können bei einem 
Bürgerantrag bis zum Tag vor der 
Zulässigkeitsentscheidung des 
zuständigen Organs der Stadt, bei 
einem Bürgerbegehren bis zum Tag 
vor der Zulässigkeitsentscheidung 
des Stadtrates durch schriftliche 
Erklärung zurückgenommen werden. 
2Für eine rechtzeitige Rücknahme 
kommt es auf den Eingang bei der 
Stadtverwaltung an.

§ 5
Einreichung, Änderung, Rücknahme

(1) �1Der Bürgerantrag und das Bürgerbe­
gehren sollen beim Bürgerzentrum der 
Stadt eingereicht werden. 2Dabei sind 
die Unterschriftenlisten im Original zu 
übergeben. 3Sie werden auch nach 
Abschluss des Verfahrens nicht 
zurückgegeben. 4Der Eingang der 
Unterschriftenlisten wird mit Datum 
und Uhrzeit vermerkt. 5Die vertre­
tungsberechtigten Personen erhalten 
einen Empfangsnachweis.

(2) �1Fehlende Unterschriften können bei 
einem Bürgerantrag bis zur Zulässig­
keitsentscheidung des zuständigen 
Organs, bei einem Bürgerbegehren 
bis zur Zulässigkeitsentscheidung des 
Stadtrates nachgereicht werden. 2Die 
Möglichkeit des Nachreichens ist 
nicht nur darauf beschränkt, ungültige 
Eintragungen durch gültige Unter­
schriften zu ersetzen. 3Für das 
Antragsrecht nach § 1 kommt es auch 
hier auf den Tag der Einreichung des 
Bürgerantrags oder des Bürgerbegeh­
rens nach Absatz 1 an.

(3) �1Die mit dem Bürgerantrag unterbrei­
tete Angelegenheit bzw. die mit dem 
Bürgerbegehren unterbreitete 
Fragestellung darf mit Ausnahme 
redaktioneller Korrekturen weder von 
den jeweiligen vertretungsberechtig­
ten Personen noch durch entspre­
chenden Beschluss des zuständigen 
Organs der Stadt (Bürgerantrag) bzw. 
des Stadtrates (Bürgerbegehren) 
nachträglich geändert werden. 2Dies 
gilt nicht, wenn die unterzeichnenden 
Personen auf den Unterschriftenlisten 
eine solche Möglichkeit ausdrücklich 
zugelassen haben und die vertre­
tungsberechtigten Personen eine 

Änderung beantragen oder mit einer 
von der Stadt vorgeschlagenen 
Änderung einverstanden sind.

(4) �Der Bürgerantrag kann jederzeit, das 
Bürgerbegehren bis zum Tag vor der 
Abstimmungsbekanntmachung nach § 
18 schriftlich zurückgenommen 
werden, soweit in den Unterschriften­
listen nichts Gegenteiliges bestimmt 
worden ist und die vertretungsberech­
tigten Personen darin einzeln oder 
gemeinschaftlich hierzu bevollmächtigt 
worden sind.

§ 6
Feststellung des Quorums

(1) �Nach Eingang des Bürgerantrags bzw. 
des Bürgerbegehrens hat die Stadt 
unverzüglich zu prüfen, ob die 
Eintragungen in den Unterschriftenlis­
ten gültig sind und ob die gemäß Art. 
18b Abs. 3 Gemeindeordnung 
(Bürgerantrag) bzw. Art. 18a Abs. 6 
Gemeindeordnung (Bürgerbegehren) 
notwendige Unterschriftenzahl 
erreicht worden ist.

(2) �1Die Stadt legt zu diesem Zweck ein 
auf den Tag der Einreichung des 
Antrags bezogenes Verzeichnis aller in 
der Stadt antragsberechtigten 
Bürgerinnen und Bürger (Bürgerver­
zeichnis) an. 2Das Bürgerverzeichnis 
wird nicht öffentlich ausgelegt.

(3) �1Das Ergebnis der Prüfung teilt die 
Stadt unverzüglich den vertretungsbe­
rechtigten Personen mit. 2Auf Wunsch 
der vertretungsberechtigten Personen 
erteilt die Stadt jederzeit Auskunft 
über den Stand der Prüfung und über 
die Zahl der gültigen und ungültigen 
Eintragungen.

§ 7
Datenschutz

(1) �1Die Stadt wertet die Unterschriftenlisten 
nur insoweit aus, als dies zur Feststel­
lung der erforderlichen Unterschriften­
zahl nach § 6 notwendig ist. 2Haben sich 
beim Bürgerbegehren Bürgerinnen und 
Bürger in der Unterschriftenliste mit der 
Übernahme eines Ehrenamtes einver­
standen erklärt, können die Unterschrif­
tenlisten insoweit auch für die Bildung 
der Abstimmungsvorstände ausgewer­
tet werden.

(2) �1Eine darüber hinausgehende Daten­
nutzung ist unzulässig. 2Die persönli­
chen Angaben dürfen insbesondere 
nicht an unberechtigte Dritte weiterge­
geben werden. 3Sie sind vor Einsicht­
nahme unbefugter Dritter zu schützen.

§ 8
Zulässigkeitsentscheidung

(1) �1Bei einem Bürgerantrag entscheidet 
das für die Behandlung der Angele­
genheit zuständige Organ der Stadt 
innerhalb eines Monats nach Einrei­
chung, bei einem Bürgerbegehren 
entscheidet der Stadtrat unverzüglich, 
spätestens innerhalb eines Monats 
nach Einreichung, ob die Zulässig­
keitsvoraussetzungen gegeben sind. 
2Die Entscheidung ergeht kostenfrei.

(2) �1Enthält der Bürgerantrag oder das 
Bürgerbegehren zulässige und 
unzulässige Bestandteile, kann der 
rechtlich unbedenkliche Teil zugelas­
sen werden, wenn diese Möglichkeit 
durch die unterzeichnenden Personen 
in den Unterschriftenlisten ausdrück­
lich zugelassen wurde und der 
unzulässige Teil nur unwesentlich oder 
von untergeordneter Bedeutung ist. 
2Der zulässige Teil muss sachlich so 
abgetrennt werden können, dass er 
sinnvoll bleibt und ggf. auch ohne den 
unzulässigen Teil vollziehbar ist.

§ 9 
Weiteres Verfahren bei Bürgerantrag

(1) �Ein Bürgerantrag ist unzulässig, wenn

1.	� er Angelegenheiten zum Gegenstand 
hat, für die innerhalb eines Jahres vor 
Antragseinreichung bereits ein 
Bürgerantrag gestellt worden ist,

2.	� er keine gemeindliche Angelegenheit 
zum Gegenstand hat,

3.	� die Voraussetzungen des § 3 Abs. 2 
Satz 1 nicht gegeben sind,

4.	� er nicht die gemäß Art. 18b Abs. 3 
Gemeindeordnung erforderliche 
Unterschriftenzahl enthält.

(2) �Ist durch das zuständige Organ der 
Stadt die Zulässigkeit des Bürgeran­
trags festgestellt, so hat es das 
vorgetragene Anliegen innerhalb von 
drei Monaten zu behandeln.
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(3) �Die in § 8 Abs. 1 und § 9 Abs. 2 
genannten Fristen ruhen während der 
gemäß Art. 32 Abs. 4 Satz 1 Gemein­
deordnung bestimmten Ferienzeit.

§ 10 
Weiteres Verfahren bei  

Bürgerbegehren

(1) �Ein Bürgerbegehren ist unzulässig, 
wenn

1.	� es Angelegenheiten, die kraft Gesetz 
dem Oberbürgermeister/der Oberbür­
germeisterin obliegen, Fragen der 
inneren Organisation der Stadtverwal­
tung, die Rechtsverhältnisse der 
Stadtratsmitglieder, der Bürgermeister/
der Bürgermeisterinnen und der 
städtischen Bediensteten oder die 
Haushaltssatzung zum Gegenstand hat,

2.	� die Angelegenheit nicht dem eigenen 
Wirkungskreis der Stadt zuzurechnen 
ist,

3.	� die Voraussetzungen des § 3 Abs. 2 
Satz 1 und § 3 Abs. 3 nicht gegeben 
sind,

4.	� die erforderliche Unterschriftenzahl 
nach Art. 18a Abs. 6 Gemeindeord­
nung nicht erreicht worden ist,

5.	� das verfolgte Ziel angesichts beste­
hender Rechtsvorschriften rechtswid­
rig ist oder vertraglichen Bindungen 
widerspricht.

(2) �Weist der Stadtrat das Bürgerbegeh­
ren als unzulässig zurück, erlässt die 
Stadt einen förmlichen Bescheid, der 
mit entsprechender Begründung und 
Rechtsbehelfsbelehrung den vertre­
tungsberechtigten Personen des 
Bürgerbegehrens unverzüglich 
zuzustellen ist.

(3) �1Erklärt der Stadtrat das Bürgerbegeh­
ren für zulässig, trägt er aber der 
verlangten Maßnahme nicht Rechnung, 
wird entsprechend dem Zweiten Teil 
dieser Satzung ein Bürgerentscheid 
vorbereitet und durchgeführt. 2Die 
Entscheidung des Stadtrates wird den 
vertretungsberechtigten Personen des 
Bürgerbegehrens bekannt gegeben.

(4) �1Ist die Zulässigkeit des Bürgerbe­
gehrens festgestellt, darf bis zur 
Durchführung des Bürgerentscheids 
eine dem Begehren entgegenstehen­
de Entscheidung durch Organe der 
Stadt nicht mehr getroffen oder mit 
dem Vollzug einer derartigen Ent­

scheidung nicht mehr begonnen 
werden. 2Dies gilt nicht, wenn zu 
diesem Zeitpunkt hierzu rechtliche 
Verpflichtungen der Stadt bereits 
bestanden.

§ 11
Ratsbegehren, Stichfrage

(1) �Der Stadtrat kann über eine Angele­
genheit des eigenen Wirkungskreises 
der Stadt unabhängig von einem 
Bürgerbegehren die Durchführung 
eines Bürgerentscheids beschließen 
(Ratsbegehren). 

(2) �Sollen an einem Tag mehrere 
Bürgerentscheide stattfinden, hat 
der Stadtrat eine Stichfrage für den 
Fall zu beschließen, dass die 
gleichzeitig zur Abstimmung  
gestellten Fragen in einer miteinan­
der nicht zu vereinbarenden Weise 
beantwortet werden.

ZWEITER TEIL
Bürgerentscheid

Abschnitt 1
Abstimmungsorgane

§ 12
Abstimmungsleiter/Abstimmungs

leiterin

(1) �1Der Rechts- und Umweltreferent/die 
Rechts- und Umweltreferentin der 
Stadt leitet die Vorbereitung und 
Durchführung des Bürgerentscheids 
(Abstimmungsleiter/Abstimmungslei­
terin). 2Die Stellvertretung wird durch 
den Amtsleiter/die Amtsleiterin des 
Bürgerzentrums ausgeübt.

(2) �Ist der Referent/die Referentin oder 
seine/ihre Stellvertretung nicht nur 
vorübergehend verhindert, bestellt der 
Stadtrat eine geeignete Person aus 
dem Kreis der Bediensteten der Stadt 
zum Abstimmungsleiter/zur Abstim­
mungsleiterin bzw. zu dessen/deren 
Stellvertretung.

§ 13
Abstimmungsausschuss

(1) �1Der Abstimmungsausschuss stellt für 
die Stadt verbindlich das endgültige 

Abstimmungsergebnis fest. 2Er ist 
unabhängig und an Weisungen nicht 
gebunden.

(2) �1Mitglieder des Abstimmungsaus­
schusses sind der Abstimmungsleiter/
die Abstimmungsleiterin (§ 12 Abs. 1) 
als vorsitzendes Mitglied und vier von 
ihm/ihr berufene Bürgerinnen/Bürger 
als beisitzende Mitglieder. 2Bei der 
Berufung der beisitzenden Mitglieder 
sind die vertretungsberechtigten 
Personen des Bürgerbegehrens sowie 
die im Stadtrat vertretenen Parteien 
und Wählergruppen entsprechend 
ihrer Bedeutung in der Stadt zu 
berücksichtigen. 3Keine Gruppierung 
darf durch mehrere beisitzende 
Mitglieder vertreten sein.

(3) �1Der Abstimmungsleiter/Die Abstim­
mungsleiterin beruft für jedes beisit­
zende Mitglied eine Stellvertretung. 
2Absatz 2 Sätze 2 und 3 gelten 
entsprechend.

(4) �1Der Abstimmungsausschuss ist ohne 
Rücksicht auf die Zahl der erschiene­
nen beisitzenden Mitglieder be­
schlussfähig. 2Er verhandelt, berät 
und entscheidet in öffentlicher 
Sitzung, soweit nicht Rücksichten auf 
das Wohl der Allgemeinheit oder auf 
berechtigte Ansprüche Einzelner 
entgegenstehen. 3Über den Aus­
schluss der Öffentlichkeit wird in 
nichtöffentlicher Sitzung beraten und 
entschieden. 4Die in nichtöffentlicher 
Sitzung gefassten Beschlüsse sind 
der Öffentlichkeit bekannt zu geben, 
sobald die Gründe für die Geheimhal­
tung weggefallen sind. 5Ort und Zeit 
der Sitzungen sind vorher in ortsübli­
cher Weise bekanntzumachen. 
6Beschlüsse werden mit Stimmen­
mehrheit gefasst. 7Bei Stimmengleich­
heit entscheidet die Stimme des 
vorsitzenden Mitglieds.

§ 14
Abstimmungsvorstände und  
Briefabstimmungsvorstände

(1) �1Die Stadt bildet für jeden Stimmbe­
zirk einen Abstimmungsvorstand und 
für das Stadtgebiet mindestens einen 
Briefabstimmungsvorstand. 2Einem 
Abstimmungsvorstand können unter 
Beibehaltung des bei allgemeinen 
Wahlen und Abstimmungen üblichen 
Abstimmungsgebäudes mehrere 
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Stimmbezirke zugeordnet werden. 
3Die Entscheidung darüber trifft der 
Abstimmungsleiter/die Abstimmungs­
leiterin.

(2) �1Die Abstimmungsvorstände und die 
Briefabstimmungsvorstände bestehen 
aus einem vorstehenden Mitglied, 
einer mit seiner Stellvertretung 
betrauten Person und mindestens drei 
beisitzenden Mitgliedern. 2Sie werden 
von der Stadt aus dem Kreis der 
Bürgerinnen und Bürger oder der bei 
Kommunalwahlen wahlberechtigten 
städtischen Bediensteten berufen. 
3Aus dem Kreis der beisitzenden 
Mitglieder wird ein schriftführendes 
Mitglied und dessen Stellvertretung 
bestellt. 

3) �1Die Abstimmungsvorstände sind für 
den ordnungsgemäßen Ablauf der 
Abstimmung verantwortlich, entschei­
den über die Gültigkeit der abgegebe­
nen Stimmen und stellen vorbehaltlich 
einer Berichtigung durch den Abstim­
mungsausschuss das Abstimmungser­
gebnis für den Stimmbezirk fest. 2Die 
Briefabstimmungsvorstände entschei­
den zusätzlich über die Zulassung 
oder die Zurückweisung der Abstim­
mungsbriefe und ermitteln das 
Ergebnis der Briefabstimmung. 3Wird 
für das gesamte Stadtgebiet lediglich 
ein Briefabstimmungsvorstand 
gebildet und werden von diesem nicht 
mindestens 50 Abstimmungsbriefe 
zugelassen, ermittelt ein von der Stadt 
bestimmter Abstimmungsvorstand das 
Ergebnis zusammen mit den in seinem 
Abstimmungsraum abgegebenen 
Stimmen.

(4) �1Entscheidungen werden durch 
Beschluss getroffen, sofern nicht das 
vorstehende Mitglied allein zuständig 
ist. 2Abstimmungsvorstand und 
Briefabstimmungsvorstand sind 
beschlussfähig, wenn das vorstehen­
de und das schriftführende Mitglied 
oder deren Stellvertretung sowie 
mindestens ein beisitzendes Mitglied 
anwesend sind.

(5) �Für die Zusammensetzung, rechtzeiti­
ge Unterrichtung und Tätigkeit der 
Abstimmungsvorstände und Briefab­
stimmungsvorstände gelten Art. 4 
Abs. 3 und 4 sowie Art. 17 Gemeinde- 
und Landkreiswahlgesetz und §§ 2 bis 
10 Gemeinde- und Landkreiswahlord­
nung entsprechend.

§ 15
Ehrenamt

(1) �1Die Mitglieder der Abstimmungsorga­
ne üben ihre Tätigkeit, soweit sie nicht 
für städtische Bedienstete dienstlich 
angeordnet wird, ehrenamtlich aus. 
2Jede Bürgerin und jeder Bürger ist zur 
Übernahme eines solchen Ehrenamtes 
gemäß Art. 19 Abs. 1 Satz 2 Gemein­
deordnung verpflichtet. 3Die Mitglieder 
haben ihre Aufgaben unparteiisch 
wahrzunehmen und über die ihnen bei 
ihrer Tätigkeit bekanntgewordenen 
Angelegenheiten Verschwiegenheit zu 
bewahren. 4Im Übrigen gilt Art. 20 
Gemeindeordnung.

(2) �1Das Ehrenamt kann nur aus wichti­
gem Grund abgelehnt oder niederge­
legt werden. 2Die unbegründete 
Ablehnung von Ehrenämtern kann mit 
Ordnungsgeld bis zu der in Art. 19 
Abs. 1 Gemeindeordnung festgesetz­
ten Höhe geahndet werden.

(3) �Die Stadt gewährt den Mitgliedern  
der Abstimmungsvorstände und 
Briefabstimmungsvorstände für den 
Tag der Abstimmung ein Erfrischungs­
geld in Höhe der bei Volksentscheiden 
üblichen Sätze.

(4) �1Die Mitglieder der Abstimmungsorga­
ne erhalten, wenn sie außerhalb ihres 
Wohnstimmbezirks tätig werden, 
Ersatz ihrer notwendigen Fahrkosten 
in entsprechender Anwendung der 
Art. 5 und 6 Abs. 1 Bayerisches 
Reisekostengesetz. 2Wenn sie 
außerhalb ihres Wohnorts tätig 
werden, erhalten sie außerdem Tage- 
und Übernachtungsgelder nach dem 
Bayerischen Reisekostengesetz. 3Das 
Erfrischungsgeld nach Absatz 3 wird 
in Höhe von fünf Euro auf Tagegeld 
und Fahrkosten angerechnet.

Abschnitt 2
Abstimmungsort und  

Abstimmungszeit

§ 16
Stimmbezirke

(1) �Die Stadt teilt ihr Gebiet in Stimmbe­
zirke ein.

(2) �Die Zahl der Stimmberechtigten eines 
Stimmbezirks darf nicht so gering 

sein, dass erkennbar wird, wie 
einzelne Personen abgestimmt haben.

§ 17
Abstimmungstag

(1) �1Der Stadtrat legt den Tag der 
Abstimmung fest. 2Ist ein Bürgerent­
scheid auf Grund eines Bürgerbegeh­
rens durchzuführen, ist der Abstim­
mungstag innerhalb von drei Monaten 
nach der Zulässigkeitsentscheidung 
des Stadtrates (§ 8 Abs. 1) festzuset­
zen. 3Im Einvernehmen mit den 
vertretungsberechtigten Personen des 
Bürgerbegehrens kann der Stadtrat 
diese Frist um höchstens drei Monate 
verlängern. 4Die Frist endet mit dem 
Ablauf desjenigen Tages des letzten 
Monats, welcher dem Tag der 
Zulässigkeitsentscheidung entspricht 
(Art. 31 Abs. 1 Bayerisches Verwal­
tungsverfahrensgesetz in Verbindung 
mit § 187 Abs. 1, § 188 Abs. 2 Bürger­
liches Gesetzbuch). 5Fällt das Fristen­
de auf einen Samstag, muss der 
Bürgerentscheid spätestens am 
darauffolgenden Sonntag durchge­
führt werden.

(2) �1Der Stadtrat kann für einen Tag auch 
mehrere Bürgerentscheide zulassen 
(verbundener Bürgerentscheid). 
2Betreffen mehrere Bürgerentscheide 
denselben Gegenstand, sollen sie 
nach Möglichkeit am selben Tag 
stattfinden.

(3) �1Bürgerentscheide finden an einem 
Sonntag statt. 2Die Abstimmung 
dauert von 8.00 Uhr bis 18.00 Uhr. 
3Wird der Bürgerentscheid zusammen 
mit einer Wahl durchgeführt, deren 
Abstimmung über 18.00 Uhr hinaus 
dauert, endet die Abstimmung mit der 
für die Wahl bestimmten Uhrzeit.

(4) �Bei der Festsetzung des Abstim­
mungstages ist Art. 10 Gemeinde- 
und Landkreiswahlgesetz zu beach­
ten.

§ 18
Abstimmungsbekanntmachung

(1) �Die Stadt macht die Durchführung 
eines Bürgerentscheides spätestens 
am 24. Tag vor der Abstimmung 
öffentlich bekannt.
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(2) �Die Bekanntmachung enthält

1.	� die zu entscheidende(n) 
Fragestellung(en) einschließlich eines 
Stimmzettelmusters,

2.	� Beginn und Ende der Abstimmungs­
zeit,

3.	� einen Hinweis, dass alle Stimmbe­
rechtigten, die in das Abstimmungs­
verzeichnis eingetragen sind, 
spätestens am 21. Tag vor der 
Abstimmung eine Benachrichtigung 
erhalten, aus der jeweils der Stimm­
bezirk und der Abstimmungsraum 
ersichtlich sind,

4.	� Ort und Zeit des Zusammentritts der 
Briefabstimmungsvorstände.

(3) �Außerdem wird in der Bekanntma­
chung darauf hingewiesen,

1.	� dass ein Antrag auf Eintragung in das 
Abstimmungsverzeichnis bis zum  
21. Tag vor der Abstimmung schrift­
lich gestellt werden kann, 

2.	� dass Beschwerde wegen der  
Richtigkeit oder der Vollständigkeit 
des Abstimmungsverzeichnisses  
in Bezug auf die eigene Person  
bis zum 16. Tag vor der Abstimmung 
schriftlich oder zur Niederschrift bei 
der Stadt eingelegt werden kann,

3.	� wo, in welcher Zeit und unter 
welchen Voraussetzungen Abstim­
mungsscheine beantragt werden 
können,

4.	� dass der Stimmzettel amtlich 
hergestellt und im Abstimmungsraum 
bereitgehalten wird,

5.	� über wie viele Stimmen die Stimmbe­
rechtigten verfügen, 

6.	� wie der Stimmzettel zu kennzeichnen 
ist,

7.	� in welcher Weise mit Abstimmungs­
scheinen abgestimmt werden kann,

8.	� in welcher Weise durch Briefabstim­
mung abgestimmt werden kann,

9.	� dass die stimmberechtigte Person ihr 
Stimmrecht nur einmal und nur 
persönlich ausüben kann,

10.	� dass sich nach § 108d Satz 1, § 107a 
Abs. 1 und 3 Strafgesetzbuch strafbar 
macht, wer unbefugt abstimmt oder 
sonst ein unrichtiges Ergebnis eines 
Bürgerentscheides herbeiführt oder 
das Ergebnis verfälscht oder eine 
solche Tat versucht.

Abschnitt 3
Stimmrecht

§ 19
Stimmrecht

Stimmberechtigt sind alle Personen, die 
am Tag der Abstimmung die in § 1 Abs. 2 
genannten Voraussetzungen erfüllen.

§ 20
Ausübung des Stimmrechts

(1) �Das Stimmrecht kann nur ausüben, 
wer im Abstimmungsverzeichnis 
eingetragen ist oder einen Abstim­
mungsschein besitzt. 

(2) �Wer im Abstimmungsverzeichnis 
eingetragen ist und keinen Abstim­
mungsschein besitzt, kann nur in dem 
Stimmbezirk abstimmen, in dessen 
Abstimmungsverzeichnis er geführt 
wird.

(3) �Wer einen Abstimmungsschein 
besitzt, kann das Stimmrecht ausüben

1.	� in jedem Stimmbezirk der Stadt unter 
Vorlage eines amtlichen Lichtbildaus­
weises und des Abstimmungsscheins;

2.	� durch Briefabstimmung, wenn eine 
persönliche Stimmabgabe am Tag der 
Abstimmung nicht möglich ist.

(4) �1Jede stimmberechtigte Person kann 
ihr Stimmrecht nur einmal und nur 
persönlich ausüben. 2Ist sie des 
Lesens unkundig oder wegen einer 
körperlichen Behinderung nicht in der 
Lage, ihr Stimmrecht auszuüben, 
kann sie sich der Hilfe einer Person 
ihres Vertrauens bedienen.

§ 21
Abstimmungsverzeichnis, Beschwerde

(1) �1Die Stadt führt für jeden Stimmbezirk 
ein Verzeichnis der gemäß § 19 

Stimmberechtigten (Abstimmungsver­
zeichnis). 2Werden mehrere Stimmbe­
zirke einem Abstimmungsvorstand 
zugeordnet (§ 14 Abs. 1 Satz 2), wird 
ein gemeinsames Abstimmungsver­
zeichnis geführt.

(2) �1In das Abstimmungsverzeichnis sind 
die Stimmberechtigten nach Familien­
namen, Vornamen, Tag der Geburt 
und Wohnung einzutragen. 2Es wird 
unter fortlaufenden Nummern in der 
Buchstabenfolge der Familiennamen, 
bei gleichen Familiennamen auch der 
Vornamen, angelegt. 3Es kann auch 
nach Gemeindeteilen, Straßen und 
Hausnummern gegliedert werden.

(3) �Von Amts wegen sind in das Abstim­
mungsverzeichnis alle Stimmberech­
tigten einzutragen, die am 35. Tag vor 
der Abstimmung (Stichtag) in Regens­
burg für eine Wohnung, bei mehreren 
Wohnungen für eine Hauptwohnung, 
gemeldet sind.

(4) �1Wer am Stichtag in der Stadt nicht 
oder nicht mit Hauptwohnung 
gemeldet ist, wird nur auf Antrag oder 
auf fristgerecht erhobene Beschwerde 
in das Abstimmungsverzeichnis 
eingetragen. 2Er muss nachweisen, 
dass er am Tag des Bürgerentscheids 
stimmberechtigt (§ 19) ist.

(5) �Stimmberechtigte, die bis zum 21. Tag 
vor der Abstimmung in einen anderen 
Stimmbezirk der Stadt verziehen, 
können die Eintragung in das Abstim­
mungsverzeichnis des neuen zustän­
digen Stimmbezirks beantragen.

(6) �1Ein Antrag auf Eintragung in das 
Abstimmungsverzeichnis kann bis 
zum 21. Tag vor der Abstimmung 
schriftlich gestellt werden. 2§ 15 Abs. 
7 und 8 Gemeinde- und Landkreis­
wahlordnung gelten entsprechend. 

(7) �1Beschwerden wegen der Richtigkeit 
und Vollständigkeit des Abstim­
mungsverzeichnisses in Bezug auf die 
eigene Person können bis zum 16. 
Tag vor der Abstimmung schriftlich 
oder zur Niederschrift bei der Stadt 
eingelegt werden. 2Im Falle des 
Absatzes 4 muss die betroffene 
Person nachweisen, dass sie ohne 
Verschulden die Antragsfrist des 
Absatzes 6 versäumt hat. 3Gibt die 
Stadt der Beschwerde statt, wird der 
stimmberechtigten Person nach 
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Berichtigung des Abstimmungsver­
zeichnisses die Abstimmungsbenach­
richtigung übersandt.

(8) �Weist die Stadt den Antrag oder die 
Beschwerde zurück, erlässt sie einen 
mit Rechtsbehelfsbelehrung versehe­
nen Bescheid, der der betroffenen 
Person spätestens am 10. Tag vor der 
Abstimmung zuzustellen ist.

(9) �Für die Berichtigung und den Ab­
schluss des Abstimmungsverzeichnis­
ses gelten § 20 und § 21 Abs. 1 
Gemeinde- und Landkreiswahlord­
nung entsprechend.

§ 22
Erteilung von Abstimmungsscheinen

(1) �Eine stimmberechtigte Person, die in 
das Abstimmungsverzeichnis einge­
tragen ist, erhält auf Antrag einen 
Abstimmungsschein, wenn sie

1.	� sich am Abstimmungstag während 
der Abstimmungszeit aus wichtigem 
Grund außerhalb ihres Stimmbezirks 
aufhält, oder

2.	� ihre Wohnung in einen anderen Stimm­
bezirk verlegt und nicht in das Abstim­
mungsverzeichnis des neuen Stimmbe­
zirks eingetragen worden ist, oder

3.	� aus beruflichen Gründen, infolge 
Krankheit, hohen Alters, einer körperli­
chen Behinderung oder sonst ihres 
körperlichen Zustands wegen oder 
wegen Freiheitsentziehung den 
Abstimmungsraum nicht oder nur 
unter unzumutbaren Schwierigkeiten 
aufsuchen kann. 

(2) �Eine stimmberechtigte Person, die 
nicht in das Abstimmungsverzeichnis 
eingetragen ist, erhält auf Antrag 
einen Abstimmungsschein, wenn

1.	� sie nachweist, dass sie ohne Ver­
schulden die Antragsfrist für die 
Eintragung in das Abstimmungsver­
zeichnis oder die Frist für die Be­
schwerde wegen der Richtigkeit und 
der Vollständigkeit des Abstimmungs­
verzeichnisses versäumt hat, oder

2.	� ihr Stimmrecht erst nach Ablauf der in 
Nummer 1 genannten Fristen entstan­
den ist, oder

3.	� ihr Stimmrecht im Beschwerdeverfah­
ren festgestellt worden ist und sie 
nicht in das Abstimmungsverzeichnis 
eingetragen ist.

(3) �1Für die Erteilung der Abstimmungs­
scheine gelten die §§ 23, 24, 26 bis 
28 und § 29 Abs. 1 Gemeinde- und 
Landkreiswahlordnung mit Ausnahme 
von § 26 Abs. 2 Satz 2 und § 28 Abs. 
3 Satz 2 Gemeinde- und Landkreis­
wahlordnung entsprechend. 2Dabei 
sind nahe Familienangehörige im 
Sinne des § 27 Abs. 1 Satz 5 Gemein­
de- und Landkreiswahlordnung 
ausschließlich Eltern, Ehegatten  
bzw. eingetragene Lebenspartnerin­
nen und Lebenspartner, Kinder und 
Geschwister. 

§ 23
Benachrichtigung und Unterrichtung 

der Stimmberechtigten

(1) �1Spätestens am 21. Tag vor der 
Abstimmung benachrichtigt die Stadt 
jede stimmberechtigte Person, die in 
das Abstimmungsverzeichnis einge­
tragen ist. 2Die Benachrichtigung ist 
mit einem Antragsvordruck zur 
Erteilung eines Abstimmungsscheins 
zu verbinden. 3Sie kann durch 
Hinweise zur Stimmabgabe ergänzt 
werden.

(2) �1Außerdem können die Stimm­
berechtigten unter Beachtung des  
Art. 18a Abs. 15 Gemeindeordnung 
über den Gegenstand und über  
die vom Stadtrat mehrheitlich und  
von den Vertretern eines Bürger­
begehrens vertretenen Auffassungen 
zum Bürgerentscheid unterrichtet 
werden. 2Über Form und Umfang 
entscheidet der Stadtrat. 3Den 
vertretungsberechtigten Personen 
eines Bürgerbegehrens ist zuvor 
Gelegenheit zu geben, Art und 
Umfang ihres Standpunktes  
darzulegen und zu formulieren. 
4Ehrverletzende, wahrheitswidrige 
oder zu umfangreiche Äußerungen 
können vom Stadtrat zurückgewiesen 
werden.

(3) �1In Veröffentlichungen und Veranstal­
tungen der Stadt dürfen die im 
Stadtrat mit Beschluss und die von 
den vertretungsberechtigten Personen 
eines Bürgerbegehrens vertretenen 
Auffassungen nur in gleichem Umfang 
dargestellt werden. 2Ein Anspruch 
einzelner Stadtratsmitglieder oder 
einzelner Bürgerinnen oder Bürger auf 
Darstellung ihrer Auffassung besteht 
nicht.

Abschnitt 4
Stimmabgabe

§ 24
Stimmzettel

(1) �Die Stimmzettel werden amtlich 
hergestellt.

(2) �1Auf den Stimmzetteln wird nur die mit 
dem Bürgerbegehren unterbreitete 
und eine evtl. vom Stadtrat beschlos­
sene Fragestellung abgedruckt. 
2Darüber hinausgehende Angaben 
sind unzulässig.

(3) �1Finden mehrere Bürgerentscheide 
zum selben Gegenstand an einem 
Abstimmungstag statt (verbundener 
Bürgerentscheid), können die ver­
schiedenen Fragestellungen auf 
einem Stimmzettel aufgeführt werden. 
2Die Reihenfolge richtet sich dann 
nach dem zeitlichen Eingang der 
Bürgerbegehren, im Weiteren nach 
der vom Stadtrat im Rahmen der 
Zulässigkeitsentscheidung festgestell­
ten Zahl der gültigen Eintragungen. 
3Hat der Stadtrat gemäß Art. 18a Abs. 
2 Gemeindeordnung selbst die 
Durchführung eines Bürgerentschei­
des beschlossen (§ 11 Abs. 1), wird 
dessen Fragestellung vor den mit 
Bürgerbegehren gestellten Fragen 
aufgeführt.

(4) �Beschließt der Stadtrat eine Stichfra­
ge (§ 11 Abs. 2), so wird diese erst im 
Anschluss an die zunächst zu 
entscheidenden Fragestellungen 
abgedruckt.

§ 25
Stimmvergabe im Abstimmungsraum, 

Ausstattung

(1) �1Jede stimmberechtigte Person hat 
eine Stimme. 2Bei verbundenem 
Bürgerentscheid hat jede stimmbe­
rechtigte Person für jeden Bürgerent­
scheid eine Stimme.

(2) �Der Stimmzettel ist so zu kennzeich­
nen, dass deutlich wird, wie sich die 
abstimmende Person entschieden 
hat.

(3) �Ist eine Stichfrage vorgesehen (§ 11 
Abs. 2), kann sich die abstimmende 
Person darüber erklären, welcher 
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Bürgerentscheid gelten soll, wenn die 
gleichzeitig zur Abstimmung unter­
breiteten Fragestellungen in einer 
miteinander nicht zu vereinbarenden 
Weise beantwortet werden.

(4) �1Die Stimmabgabe erfolgt geheim. 
2Die Vorschriften der Art. 17, 18 und 
20 Gemeinde- und Landkreiswahlge­
setz und der §§ 54 bis 58 Gemeinde- 
und Landkreiswahlordnung gelten mit 
Ausnahme des § 56 Abs. 4 Gemein­
de- und Landkreiswahlordnung 
entsprechend. 

(5) �Für die Eröffnung, den Verlauf und 
den Schluss der Abstimmung sind  
die Bestimmungen der §§ 59 bis  
65 Gemeinde- und Landkreiswahl­
ordnung mit Ausnahme von  
§ 60 Abs. 4 Satz 2, § 63 Satz 2,  
§ 64 Abs. 2 Gemeinde- und  
Landkreiswahlordnung entsprechend 
anzuwenden.

§ 26
Besonderheiten bei der  

Briefabstimmung

(1) �1Bei der Briefabstimmung hat die 
stimmberechtigte Person der Stadt im 
verschlossenen Abstimmungsbrief 

1.	� den Abstimmungsschein und
2.	� den Stimmzettel im verschlossenen 

Abstimmungsumschlag  
zu übergeben oder zu übersenden.  
2Der Abstimmungsbrief muss bei der 
Stadt spätestens am Tag des Bürger­
entscheids bis zum Ende der Ab­
stimmungszeit eingehen.

(2) �Auf dem Abstimmungsschein hat  
die stimmberechtigte Person oder  
die Person ihres Vertrauens zu 
versichern, dass der Stimmzettel 
persönlich oder gemäß dem erklärten 
Willen der stimmberechtigten Person 
unbeobachtet gekennzeichnet  
worden ist.

(3) �Im Übrigen sind die Vorschriften der 
§§ 69 bis 73 Gemeinde- und Land­
kreiswahlordnung mit Ausnahme von 
§ 71 Abs. 1 Satz 3 Gemeinde- und 
Landkreiswahlordnung entsprechend 
mit der Maßgabe anzuwenden, dass 
an Stelle einer Versicherung an Eides 
Statt eine Versicherung nach § 26 
Abs. 2 dieser Satzung tritt.

Abschnitt 5
Ermittlung, Feststellung und Verkün-
dung des Abstimmungsergebnisses

§ 27
Abstimmungsbeteiligung und Ordnen 

der Stimmzettel

(1) �Nach Schluss der Abstimmung 
ermitteln die Abstimmungs- und die 
Briefabstimmungsvorstände das 
Abstimmungsergebnis.

(2) �Vor dem Öffnen der Urnen sind alle 
nicht benutzten Stimmzettel zu 
entfernen und zu verpacken.

(3) �1Die schriftführenden Mitglieder der 
Abstimmungsvorstände ermitteln auf 
der Grundlage der Abschlussbeurkun­
dung des Abstimmungsverzeichnisses 
die Zahl der Stimmberechtigten und 
anhand der Stimmabgabevermerke im 
Abstimmungsverzeichnis und der 
einbehaltenen Abstimmungsscheine 
die Zahl der Abstimmenden. 2Die 
übrigen Mitglieder der Abstimmungs­
vorstände zählen die aus den Urnen 
entnommenen Stimmzettel und stellen 
fest, ob die ermittelte Zahl der Zahl 
der Abstimmenden entspricht.

(4) �Sodann werden die Stimmzettel 
entfaltet, auf ihre Gültigkeit geprüft 
und in folgende Stapel gelegt:

1.	� Eindeutig gültige Stimmzettel (nach 
Ja- und Nein-Stimmen getrennt),

2.	� Stimmzettel, die nicht gekennzeichnet 
sind,

3.	� Stimmzettel, die Anlass zu Bedenken 
geben.

(5) ��Für die Mitglieder der Briefabstim­
mungsvorstände gilt Absatz 4 in 
Verbindung mit § 74 Gemeinde- und 
Landkreiswahlordnung mit Ausnahme 
des Abs. 1 Satz 7 entsprechend.

§ 28
Ungültigkeit der Stimmvergabe

(1) �1Stimmzettel sind ungültig, wenn sie 
nicht gekennzeichnet sind. 2Eines 
Beschlusses bedarf es hierzu nicht.

(2) �Stimmvergaben sind durch Beschluss 
für ungültig zu erklären, wenn der 
Stimmzettel 

1.	� nicht amtlich hergestellt ist,
2.	� ganz durchgestrichen oder durchge­

rissen ist,
3.	� auf der Rückseite beschrieben oder 

gekennzeichnet ist,
4.	� ein besonderes Merkmal aufweist,
5.	� Zusätze oder Vorbehalte enthält,
6.	� den Willen der abstimmenden Person 

nicht zweifelsfrei erkennen lässt.

§ 29
Behandlung der Stimmzettel

(1) �Die eindeutig gültigen Ja- oder 
Nein-Stimmen werden jeweils von 
zwei Mitgliedern unabhängig vonein­
ander gezählt.

(2) �Das vorstehende Mitglied prüft die 
nicht gekennzeichneten Stimmzettel 
und stellt fest, dass diese mangels 
Stimmvergabe ungültig sind.

(3) �1Über die Gültigkeit von Stimmzetteln, 
die gekennzeichnet sind und Anlass 
zu Bedenken geben, beschließt der 
gesamte Abstimmungsvorstand bzw. 
Briefabstimmungsvorstand. 2Das 
Beschlussergebnis und den Grund für 
die Gültigkeit oder Ungültigkeit der 
Stimmvergabe vermerkt das vorste­
hende Mitglied auf der Rückseite des 
Stimmzettels mit Unterschrift. 
3Stimmzettel, über die Beschluss 
gefasst wurde, sind der Niederschrift 
beizufügen. 4Bei Stimmengleichheit 
entscheidet die Stimme des vorste­
henden Mitglieds.

§ 30
Auswertung der Stimmzettel bei 
verbundenem Bürgerentscheid

(1) �1Sind auf dem Stimmzettel mehrere 
Fragestellungen unterschiedlicher 
Bürgerentscheide einschließlich einer 
eventuellen Stichfrage aufgeführt 
(verbundener Bürgerentscheid), erfolgt 
die Stapelbildung nach § 27 Abs. 4 
und die Behandlung und Auswertung 
der Stimmzettel nach den §§ 28 und 
29 zunächst nur im Hinblick auf den 
an erster Stelle genannten Bürgerent­
scheid. 2Sodann sind die Stimmzettel 
jeweils neu zu ordnen und für die 
weiteren Bürgerentscheide entspre­
chend der Reihenfolge auf dem 
Stimmzettel auszuwerten. 3Bei einer 
Stichfrage erfolgt die Auswertung mit 
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der Maßgabe, dass statt der Zahl der 
gültigen Ja- und Nein-Stimmen 
jeweils die Zahl der für einen Bürge­
rentscheid abgegebenen Zustimmun­
gen festzustellen ist.

(2) �1Der Stimmzettel wird nicht dadurch 
ungültig, dass der Stimmberechtigte 
gleichzeitig zur Abstimmung unter­
breitete Fragestellungen in einer 
miteinander nicht zu vereinbarenden 
Weise beantwortet hat. 2Die Gültigkeit 
der Stimmvergabe ist für jeden 
Bürgerentscheid gesondert zu 
beurteilen.

§ 31
Feststellung, Verkündung und  

Bekanntmachung des  
Abstimmungsergebnisses

(1) �1Die Abstimmungsvorstände stellen 
jeweils für ihre Stimmbezirke nach 
Auswertung aller Stimmzettel die Zahl 
der Stimmberechtigten, die Zahl der 
Abstimmenden, die Zahl der gültigen 
Ja- und Nein-Stimmen und die Zahl 
der insgesamt ungültigen Stimmen 
fest. 2Für Briefabstimmungsvorstände 
gilt Satz 1 mit der Maßgabe, dass die 
Feststellung der Zahl der Stimmbe­
rechtigten entfällt.

(2) �1Finden am Tag der Abstimmung 
mehrere Bürgerentscheide statt 
(verbundener Bürgerentscheid), sind 
die Ergebnisse jeweils gesondert 
festzustellen. 2Bei einer Stichfrage gilt 
Satz 1 in Verbindung mit Abs. 1 mit 
der Maßgabe, dass statt der Zahl der 
gültigen Ja- und Nein-Stimmen 
jeweils die Zahl der für einen Bürge­
rentscheid abgegebenen Zustimmun­
gen festzustellen ist.

(3) �1Die vom vorstehenden Mitglied 
verkündeten Ergebnisse werden der 
Stadt unverzüglich als Schnellmel­
dung mitgeteilt. 2Die Abstimmungs- 
und Briefabstimmungsvorstände 
übergeben dann an Beauftragte der 
Abstimmungsleitung das Abstim­
mungsverzeichnis und die Nieder­
schrift. 3Soweit Unterlagen Gegen­
stand einer Beschlussfassung waren, 
sind sie der Niederschrift als Anlagen 
beizufügen. 4Die eingenommenen 
Abstimmungsscheine, die nicht 
beschlussmäßig behandelt wurden, 
und die nicht beschlussmäßig 
behandelten gültigen und die nicht 

gekennzeichneten Stimmzettel sind 
gesondert zu verpacken, zu versiegeln 
und zu übergeben.

(4) �Der Abstimmungsleiter/Die Abstim­
mungsleiterin gibt das vorläufige 
Ergebnis der Abstimmung unter dem 
Vorbehalt der Nachprüfung und 
Feststellung durch den Abstimmungs­
ausschuss öffentlich bekannt.

(5) �1Der Abstimmungsausschuss stellt in 
einer vom Abstimmungsleiter/von der 
Abstimmungsleiterin unverzüglich 
einzuberufenden Sitzung das endgül­
tige Abstimmungsergebnis und den 
Inhalt der getroffenen Entscheidung 
für alle Organe der Stadt verbindlich 
fest. 2Er kann rechnerische Feststel­
lungen, fehlerhafte Zuordnungen oder 
unzutreffende Beschlüsse über die 
Gültigkeit oder Ungültigkeit von 
Stimmvergaben berichtigen.

(6) �1Bei einem Bürgerentscheid ist die 
gestellte Frage in dem Sinne ent­
schieden, in dem sie von der Mehr­
heit der abgegebenen gültigen 
Stimmen beantwortet wurde, sofern 
diese Mehrheit mindestens dem 
Zustimmungsquorum des Art. 18a 
Abs. 12 Satz 1 Gemeindeordnung 
entspricht. 2Bei Stimmengleichheit 
gilt die Frage als mit Nein beantwor­
tet. 3Im Falle einer Stichfrage gilt 
diejenige Entscheidung, für die sich 
die Mehrheit der abgegebenen 
gültigen Stimmen ausspricht.  
4Bei Stimmengleichheit in der 
Stichfrage gilt der Bürgerentscheid, 
dessen Frage mit der höchsten 
Stimmenzahl mehrheitlich be 
antwortet worden ist.

(7) �Das endgültige Abstimmungsergebnis 
macht der Abstimmungsleiter/die 
Abstimmungsleiterin mit allen Fest­
stellungen in ortsüblicher Weise 
bekannt.

Abschnitt 6
Schlussbestimmungen

§ 32
Datenverarbeitung

Bei der Erstellung des Abstimmungsver­
zeichnisses, der Verzeichnisse der 
Abstimmungsscheine, bei der Ermittlung 
und Feststellung des Abstimmungser­

gebnisses sowie der Erstellung von 
Statistiken ist der Einsatz von Datenver­
arbeitungsanlagen zulässig.

§ 33
Sicherung, Verwahrung und  

Vernichtung der  
Abstimmungsunterlagen

1Für die Sicherung der Abstimmungsun­
terlagen sind § 99 Abs. 1 und 2 Gemein­
de- und Landkreiswahlordnung entspre­
chend anzuwenden. 2Die nicht 
beschlussmäßig behandelten gültigen 
Stimmzettel sind zu versiegeln und mit 
den Abstimmungsscheinen bei der 
Stadt zu hinterlegen. 3Sie sind dort mit 
den übrigen Abstimmungsunterlagen, 
sämtlichen Bekanntmachungen der 
Stadt und des Abstimmungsleiters/der 
Abstimmungsleiterin sowie den Nieder­
schriften der Abstimmungsvorstände, 
der Briefabstimmungsvorstände und 
des Abstimmungsausschusses nach 
deren Rücklauf bis zum Ablauf von 
einem Jahr zu verwahren. 4Alle übrigen 
Unterlagen können nach Ablauf von 
sechs Monaten seit der Abstimmung 
vernichtet werden, wenn nicht die 
Rechtsaufsichtsbehörde mit Rücksicht 
auf ein schwebendes Verfahren über die 
Anfechtung, Berichtigung oder Ungültig­
erklärung der Abstimmung etwas 
anderes anordnet oder sie für die 
Strafverfolgungsbehörde zur Ermittlung 
einer Straftat von Bedeutung sein 
können.

§ 34
Inkrafttreten

(1) �Die Satzung tritt am Tag nach ihrer 
Bekanntmachung in Kraft.

(2) �Gleichzeitig tritt die Satzung zu 
Bürgerantrag, Bürgerbegehren und 
Bürgerentscheid vom 18. Juni 2001 
(AMBl. Nr. 28 vom 9. Juli 2001) außer 
Kraft.

Regensburg, 21. Mai 2012

Stadt Regensburg

Hans Schaidinger
Oberbürgermeister
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Anlage 1a (zu § 3 Abs. 1 BBS) – Bürgerantrag (Vorderseite) 
 
 

Bürgerantrag 

________________________________________________ 
(Kurzbezeichnung) 

 
Mit meiner Unterschrift beantrage ich, dass das zuständige Organ der Stadt Regensburg folgende 
gemeindliche Angelegenheit behandelt: 

 
 

 
Begründung: 

 
 
 
 
 

Als vertretungsberechtigte Person(en) des Bürgerantrags wird (werden) benannt: 

Familienname, Vorname 
 
 

Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Ort Telefon 

Familienname, Vorname 
 
 

Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Ort Telefon 

Familienname, Vorname 
 
 

Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Ort Telefon 

 
Die Vertretung erfolgt gemeinschaftlich. Mir ist bekannt, dass ich meine Unterschrift bis zum Tag 
vor der Zulässigkeitsentscheidung des zuständigen Organs der Stadt Regensburg durch schriftli-
che Erklärung zurücknehmen kann. Für eine rechtzeitige Rücknahme kommt es auf den Eingang 
bei der Stadtverwaltung an.  
*) 

 

 
 

Hinweise zur Eintragung in die Unterschriftenliste 
 

Mit meiner Unterschrift bestätige ich, dass ich in Regensburg stimmberechtigt bin, insbesondere 
dass ich 
  die deutsche bzw. die Staatsangehörigkeit eines weiteren Mitgliedstaates der Europäischen 

 Union besitze, 
  das 18. Lebensjahr vollendet habe, 
 mich seit mindestens drei Monaten in der Stadt mit dem Schwerpunkt meiner Lebensbeziehun-

gen aufhalte (Das Antragsrecht bestimmt sich nach der melderechtlichen Hauptwohnung, es sei 
denn, es liegt eine gesonderte Erklärung vor, dass diese vom Schwerpunkt der Lebensbezie-
hungen abweicht. Die Erklärung nach § 1 Abs. 4 Satz 3 Bürgerentscheidsatzung ist der jeweili-
gen Unterschriftenliste beizufügen), 

  nicht durch straf- oder zivilgerichtliche Entscheidung vom Wahlrecht ausgeschlossen bin. 
 

Nicht lesbare oder nicht eigenhändig unterschriebene Eintragungen sind ungültig! 
 
*) Evtl. weitere Angaben zur Vertretungsregelung, z.B. Ermächtigung zur Vornahme von Ände-

rungen und zur Rücknahme des Bürgerantrags, Benennung von stellvertretenden vertretungs-
berechtigten Personen, Haftungsregelungen, Berechtigung zur Klageerhebung. 
Hinweis: Werden stellvertretende Personen benannt, ist ausdrücklich anzugeben, welche 
  vertretungsberechtigte Person von welcher stellvertretenden Person vertreten wird. 

Anlage 1a (zu § 3 Abs. 1 BBS) – Bürgerantrag (Vorderseite) 
 
 

Bürgerantrag 

________________________________________________ 
(Kurzbezeichnung) 

 
Mit meiner Unterschrift beantrage ich, dass das zuständige Organ der Stadt Regensburg folgende 
gemeindliche Angelegenheit behandelt: 

 
 

 
Begründung: 

 
 
 
 
 

Als vertretungsberechtigte Person(en) des Bürgerantrags wird (werden) benannt: 

Familienname, Vorname 
 
 

Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Ort Telefon 

Familienname, Vorname 
 
 

Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Ort Telefon 

Familienname, Vorname 
 
 

Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Ort Telefon 

 
Die Vertretung erfolgt gemeinschaftlich. Mir ist bekannt, dass ich meine Unterschrift bis zum Tag 
vor der Zulässigkeitsentscheidung des zuständigen Organs der Stadt Regensburg durch schriftli-
che Erklärung zurücknehmen kann. Für eine rechtzeitige Rücknahme kommt es auf den Eingang 
bei der Stadtverwaltung an.  
*) 

 

 
 

Hinweise zur Eintragung in die Unterschriftenliste 
 

Mit meiner Unterschrift bestätige ich, dass ich in Regensburg stimmberechtigt bin, insbesondere 
dass ich 
  die deutsche bzw. die Staatsangehörigkeit eines weiteren Mitgliedstaates der Europäischen 

 Union besitze, 
  das 18. Lebensjahr vollendet habe, 
 mich seit mindestens drei Monaten in der Stadt mit dem Schwerpunkt meiner Lebensbeziehun-

gen aufhalte (Das Antragsrecht bestimmt sich nach der melderechtlichen Hauptwohnung, es sei 
denn, es liegt eine gesonderte Erklärung vor, dass diese vom Schwerpunkt der Lebensbezie-
hungen abweicht. Die Erklärung nach § 1 Abs. 4 Satz 3 Bürgerentscheidsatzung ist der jeweili-
gen Unterschriftenliste beizufügen), 

  nicht durch straf- oder zivilgerichtliche Entscheidung vom Wahlrecht ausgeschlossen bin. 
 

Nicht lesbare oder nicht eigenhändig unterschriebene Eintragungen sind ungültig! 
 
*) Evtl. weitere Angaben zur Vertretungsregelung, z.B. Ermächtigung zur Vornahme von Ände-

rungen und zur Rücknahme des Bürgerantrags, Benennung von stellvertretenden vertretungs-
berechtigten Personen, Haftungsregelungen, Berechtigung zur Klageerhebung. 
Hinweis: Werden stellvertretende Personen benannt, ist ausdrücklich anzugeben, welche 
  vertretungsberechtigte Person von welcher stellvertretenden Person vertreten wird. 
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Anlage 1b (zu § 3 Abs. 1 BBS) – Bürgerantrag (Rückseite) 

 

Bürgerantrag mit der Kurzbezeichnung: _____________________________________________________ Seite _________ 

Lfd. 
Nr. 

Familienname, Vorname 
 

Geburtsdatum 
(Angabe freigestellt) 

Straße, Hausnummer, Postleitzahl 
in Regensburg (Hauptwohnung) 

Unterschrift Prüfvermerke 
der Stadt 

(bitte freihalten) 

1       

2       

3       

4       

5       

6       

7       

8       

9       

10       

11       

12       

13       

14       

15       

16       

17       

18       

19       

20       
 

Begründung und Vertretung: siehe Vorderseite! 
Nicht lesbare oder nicht eigenhändig unterschriebene Eintragungen sind ungültig! 
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Anlage 1c (zu § 4 Abs. 1 Satz 6 BBS)  –  Versicherung der Vertrauensperson wegen Krankheit oder  
 körperlicher Behinderung bei Bürgerantrag 
 
 
 

Versicherung der Vertrauensperson 
wegen Krankheit oder körperlicher Behinderung 

bei Bürgerantrag 
 
 
 
Antragsberechtigte Person: 
 
Name, Vorname Geburtsdatum 

Anschrift der Hauptwohnung in Regensburg (Postleitzahl, Wohnort, Straße, Hausnummer) 

 
 

Vertrauensperson: 
 
Ich, ______________________________________________ , geboren am ________________ , 
 (Name, Vorname)  (Geburtsdatum) 

wohnhaft in ____________________________________________________________________ , 
 (Postleitzahl, Wohnort, Straße, Hausnummer) 

versichere der Stadt Regensburg, dass die obengenannte antragsberechtigte Person von dem 

gesamten Inhalt (Gegenstand, Begründung und Vertretungsregelungen) des Antrags auf Behand-

lung einer gemeindlichen Angelegenheit durch das zuständige Organ der Stadt Regensburg  

(= Bürgerantrag) mit der Kurzbezeichnung 

 
" ____________________________________________________________________________ " 

Kurzbezeichnung des Bürgerantrags 
 
 

Kenntnis erlangt hat und diesen Bürgerantrag stellen will. 

 

Ich versichere der Stadt Regensburg außerdem, dass ich den oben bezeichneten Bürgerantrag 

nach dem eigenen Willen der obengenannten Person in Vertretung unterschrieben habe, da diese 

aufgrund einer Krankheit oder körperlichen Behinderung eine eigenhändige Unterschrift nicht leis-

ten konnte. 

 
 

Regensburg, ________________   ______________________________________ 
  (Datum)   (Unterschrift der Vertrauensperson) 

 

 
Anlage 1c (zu § 4 Abs. 1 Satz 6 BBS)  –  Versicherung der Vertrauensperson wegen Krankheit oder  
 körperlicher Behinderung bei Bürgerantrag 
 
 
 

Versicherung der Vertrauensperson 
wegen Krankheit oder körperlicher Behinderung 

bei Bürgerantrag 
 
 
 
Antragsberechtigte Person: 
 
Name, Vorname Geburtsdatum 

Anschrift der Hauptwohnung in Regensburg (Postleitzahl, Wohnort, Straße, Hausnummer) 

 
 

Vertrauensperson: 
 
Ich, ______________________________________________ , geboren am ________________ , 
 (Name, Vorname)  (Geburtsdatum) 

wohnhaft in ____________________________________________________________________ , 
 (Postleitzahl, Wohnort, Straße, Hausnummer) 

versichere der Stadt Regensburg, dass die obengenannte antragsberechtigte Person von dem 

gesamten Inhalt (Gegenstand, Begründung und Vertretungsregelungen) des Antrags auf Behand-

lung einer gemeindlichen Angelegenheit durch das zuständige Organ der Stadt Regensburg  

(= Bürgerantrag) mit der Kurzbezeichnung 

 
" ____________________________________________________________________________ " 

Kurzbezeichnung des Bürgerantrags 
 
 

Kenntnis erlangt hat und diesen Bürgerantrag stellen will. 

 

Ich versichere der Stadt Regensburg außerdem, dass ich den oben bezeichneten Bürgerantrag 

nach dem eigenen Willen der obengenannten Person in Vertretung unterschrieben habe, da diese 

aufgrund einer Krankheit oder körperlichen Behinderung eine eigenhändige Unterschrift nicht leis-

ten konnte. 

 
 

Regensburg, ________________   ______________________________________ 
  (Datum)   (Unterschrift der Vertrauensperson) 
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Anlage 2a (zu § 3 Abs. 1 BBS) – Antrag auf Durchführung eines Bürgerentscheids (Vorderseite) 

 
 

Antrag auf Durchführung eines Bürgerentscheids 

________________________________________________ 
(Kurzbezeichnung) 

 
Mit meiner Unterschrift beantrage ich einen Bürgerentscheid zu folgender Frage: 

 
 

 
Begründung: 

 
 
 
 

Als vertretungsberechtigte Person(en) des Bürgerbegehrens wird (werden) benannt: 

Familienname, Vorname 
 
 

Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Ort Telefon 

Familienname, Vorname 
 
 

Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Ort Telefon 

Familienname, Vorname 
 
 

Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Ort Telefon 

 
Die Vertretung erfolgt gemeinschaftlich. Mir ist bekannt, dass ich meine Unterschrift bis zum Tag 
vor der Zulässigkeitsentscheidung des Stadtrates der Stadt Regensburg durch schriftliche Erklä-
rung zurücknehmen kann. Für eine rechtzeitige Rücknahme kommt es auf den Eingang bei der 
Stadtverwaltung an.  
*) 

 

 
 

Hinweise zur Eintragung in die Unterschriftenliste 
 

Mit meiner Unterschrift bestätige ich, dass ich in Regensburg stimmberechtigt bin, insbesondere 
dass ich 
  die deutsche bzw. die Staatsangehörigkeit eines weiteren Mitgliedstaates der Europäischen 

 Union besitze, 
  das 18. Lebensjahr vollendet habe, 
 mich seit mindestens drei Monaten in der Stadt mit dem Schwerpunkt meiner Lebensbeziehun-

gen aufhalte (Das Antragsrecht bestimmt sich nach der melderechtlichen Hauptwohnung, es sei 
denn, es liegt eine gesonderte Erklärung vor, dass diese vom Schwerpunkt der Lebensbezie-
hungen abweicht. Die Erklärung nach § 1 Abs. 4 Satz 3 Bürgerentscheidsatzung ist der jeweili-
gen Unterschriftenliste beizufügen), 

  nicht durch straf- oder zivilgerichtliche Entscheidung vom Wahlrecht ausgeschlossen bin. 
 

Nicht lesbare oder nicht eigenhändig unterschriebene Eintragungen sind ungültig! 
 
*) Evtl. weitere Angaben zur Vertretungsregelung, z.B. Ermächtigung zur Vornahme von Ände-

rungen und Streichungen bezüglich der Fragestellung, zur Rücknahme des Bürgerbegehrens, 
Benennung von stellvertretenden vertretungsberechtigten Personen, Haftungsregelungen, Be-
rechtigung zur Klageerhebung. 
Hinweis: Werden stellvertretende Personen benannt, ist ausdrücklich anzugeben, welche 
  vertretungsberechtigte Person von welcher stellvertretenden Person vertreten wird. 

 
Anlage 2a (zu § 3 Abs. 1 BBS) – Antrag auf Durchführung eines Bürgerentscheids (Vorderseite) 

 
 

Antrag auf Durchführung eines Bürgerentscheids 

________________________________________________ 
(Kurzbezeichnung) 

 
Mit meiner Unterschrift beantrage ich einen Bürgerentscheid zu folgender Frage: 

 
 

 
Begründung: 

 
 
 
 

Als vertretungsberechtigte Person(en) des Bürgerbegehrens wird (werden) benannt: 

Familienname, Vorname 
 
 

Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Ort Telefon 

Familienname, Vorname 
 
 

Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Ort Telefon 

Familienname, Vorname 
 
 

Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Ort Telefon 

 
Die Vertretung erfolgt gemeinschaftlich. Mir ist bekannt, dass ich meine Unterschrift bis zum Tag 
vor der Zulässigkeitsentscheidung des Stadtrates der Stadt Regensburg durch schriftliche Erklä-
rung zurücknehmen kann. Für eine rechtzeitige Rücknahme kommt es auf den Eingang bei der 
Stadtverwaltung an.  
*) 

 

 
 

Hinweise zur Eintragung in die Unterschriftenliste 
 

Mit meiner Unterschrift bestätige ich, dass ich in Regensburg stimmberechtigt bin, insbesondere 
dass ich 
  die deutsche bzw. die Staatsangehörigkeit eines weiteren Mitgliedstaates der Europäischen 

 Union besitze, 
  das 18. Lebensjahr vollendet habe, 
 mich seit mindestens drei Monaten in der Stadt mit dem Schwerpunkt meiner Lebensbeziehun-

gen aufhalte (Das Antragsrecht bestimmt sich nach der melderechtlichen Hauptwohnung, es sei 
denn, es liegt eine gesonderte Erklärung vor, dass diese vom Schwerpunkt der Lebensbezie-
hungen abweicht. Die Erklärung nach § 1 Abs. 4 Satz 3 Bürgerentscheidsatzung ist der jeweili-
gen Unterschriftenliste beizufügen), 

  nicht durch straf- oder zivilgerichtliche Entscheidung vom Wahlrecht ausgeschlossen bin. 
 

Nicht lesbare oder nicht eigenhändig unterschriebene Eintragungen sind ungültig! 
 
*) Evtl. weitere Angaben zur Vertretungsregelung, z.B. Ermächtigung zur Vornahme von Ände-

rungen und Streichungen bezüglich der Fragestellung, zur Rücknahme des Bürgerbegehrens, 
Benennung von stellvertretenden vertretungsberechtigten Personen, Haftungsregelungen, Be-
rechtigung zur Klageerhebung. 
Hinweis: Werden stellvertretende Personen benannt, ist ausdrücklich anzugeben, welche 
  vertretungsberechtigte Person von welcher stellvertretenden Person vertreten wird. 
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Anlage 2b (zu § 3 Abs. 1 BBS) – Antrag auf Durchführung eines Bürgerentscheids (Rückseite) 

 
 

Bürgerbegehren mit der Kurzbezeichnung: __________________________________________________ Seite __________ 

Lfd. 
Nr. 

Familienname, Vorname 
 

Geburtsdatum 
(Angabe freigestellt) 

Straße, Hausnummer, Postleitzahl 
in Regensburg (Hauptwohnung) 

Ich bin bereit, im Falle 
eines Bürgerent-

scheids ein Ehrenamt 
im Abstimmungs-

vorstand anzunehmen 
(Angabe freigestellt) 

Unterschrift Prüfvermerke 
der Stadt 

(bitte freihalten) 

1     Ja   Nein    

2     Ja   Nein    

3     Ja   Nein    

4     Ja   Nein    

5     Ja   Nein    

6     Ja   Nein    

7     Ja   Nein    

8     Ja   Nein    

9     Ja   Nein    

10     Ja   Nein    

11     Ja   Nein    

12     Ja   Nein    

13     Ja   Nein    

14     Ja   Nein    

15     Ja   Nein    

16     Ja   Nein    

17     Ja   Nein    

18     Ja   Nein    

19     Ja   Nein    

20     Ja   Nein    

 
Begründung und Vertretung: siehe Vorderseite! 

Nicht lesbare oder nicht eigenhändig unterschriebene Eintragungen sind ungültig! 
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Anlage 2c (zu § 4 Abs. 1 Satz 6 BBS)  –  Versicherung der Vertrauensperson wegen Krankheit oder körperlicher 
 Behinderung bei Bürgerbegehren 

 
 
 

Versicherung der Vertrauensperson 
wegen Krankheit oder körperlicher Behinderung 

bei Bürgerbegehren 
 
 
 

Antragsberechtigte Person: 
 
Name, Vorname Geburtsdatum 

Anschrift der Hauptwohnung in Regensburg (Postleitzahl, Wohnort, Straße, Hausnummer) 

 
 

Vertrauensperson: 
 
Ich, ______________________________________________ , geboren am ________________ , 
 (Name, Vorname)  (Geburtsdatum) 

wohnhaft in ____________________________________________________________________ , 
 (Postleitzahl, Wohnort, Straße, Hausnummer) 

versichere der Stadt Regensburg, dass die obengenannte antragsberechtigte Person von dem 

gesamten Inhalt (Fragestellung, Begründung und Vertretungsregelungen) des Antrags auf Durch-

führung eines Bürgerentscheids (= Bürgerbegehren) mit der Kurzbezeichnung 

 
" ____________________________________________________________________________ " 

Kurzbezeichnung des Bürgerbegehrens 
 
 

Kenntnis erlangt hat und diesen Bürgerentscheid beantragen will. 

 

Ich versichere der Stadt Regensburg außerdem, dass ich den Antrag auf Durchführung des oben 

bezeichneten Bürgerentscheids nach dem eigenen Willen der obengenannten Person in Vertre-

tung unterschrieben habe, da diese aufgrund einer Krankheit oder körperlichen Behinderung eine 

eigenhändige Unterschrift nicht leisten konnte. 

 
 

Regensburg, ________________   ______________________________________ 
  (Datum)   (Unterschrift der Vertrauensperson) 

 

 
Anlage 2c (zu § 4 Abs. 1 Satz 6 BBS)  –  Versicherung der Vertrauensperson wegen Krankheit oder körperlicher 
 Behinderung bei Bürgerbegehren 

 
 
 

Versicherung der Vertrauensperson 
wegen Krankheit oder körperlicher Behinderung 

bei Bürgerbegehren 
 
 
 

Antragsberechtigte Person: 
 
Name, Vorname Geburtsdatum 

Anschrift der Hauptwohnung in Regensburg (Postleitzahl, Wohnort, Straße, Hausnummer) 

 
 

Vertrauensperson: 
 
Ich, ______________________________________________ , geboren am ________________ , 
 (Name, Vorname)  (Geburtsdatum) 

wohnhaft in ____________________________________________________________________ , 
 (Postleitzahl, Wohnort, Straße, Hausnummer) 

versichere der Stadt Regensburg, dass die obengenannte antragsberechtigte Person von dem 

gesamten Inhalt (Fragestellung, Begründung und Vertretungsregelungen) des Antrags auf Durch-

führung eines Bürgerentscheids (= Bürgerbegehren) mit der Kurzbezeichnung 

 
" ____________________________________________________________________________ " 

Kurzbezeichnung des Bürgerbegehrens 
 
 

Kenntnis erlangt hat und diesen Bürgerentscheid beantragen will. 

 

Ich versichere der Stadt Regensburg außerdem, dass ich den Antrag auf Durchführung des oben 

bezeichneten Bürgerentscheids nach dem eigenen Willen der obengenannten Person in Vertre-

tung unterschrieben habe, da diese aufgrund einer Krankheit oder körperlichen Behinderung eine 

eigenhändige Unterschrift nicht leisten konnte. 

 
 

Regensburg, ________________   ______________________________________ 
  (Datum)   (Unterschrift der Vertrauensperson) 
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Der Ausschuss für Stadtplanung, 
Verkehr, Umwelt- und Wohnungsfragen 
hat am 28. April 2009 die Aufstellung  
des Bebauungsplanes Nr. 165,  
Fußballstadion Franz-Josef-Strauß-Allee 
beschlossen. Er soll sich im  
Wesentlichen auf das Gebiet zwischen 
der Franz-Josef-Strauß-Allee und  
der Autobahn A 3 (Nürnberg-Passau), 
beiderseits der Galgenbergstraße, 
südlich der Autobahnbrücke erstrecken; 
der räumliche Geltungsbereich ist im 
Übrigen aus dem abgedruckten  
Lageplan ersichtlich.

In der Zeit vom 12. bis 29. Juni 2012  
legt das Stadtplanungsamt die  
allgemeinen Zwecke und Ziele der 
Planung öffentlich dar und gibt Gelegen­
heit zur mündlichen und schriftlichen 
Äußerung und Erörterung. Der  
Entwurf des Bebauungsplanes kann in 
diesem Zeitraum beim Stadtplanungs­
amt, D.-Martin-Luther-Str. 1,  
Zimmer Nr. 230 während der  
Öffnungszeiten für den allgemeinen 
Besucherverkehr (von Montag bis 
Mittwoch von 8.30 bis 12 Uhr und von  
14 bis 16 Uhr, Donnerstag von 8.30 bis 
13 Uhr und von 15 bis 17.30 Uhr und 
Freitag von 8.30 bis 12 Uhr) eingesehen 
werden. In besonderen Fällen können 
unter Rufnummer 507-2612 auch  
andere Termine vereinbart werden. 
Außerdem findet am Dienstag,  
26. Juni 2012, um 19 Uhr, an der 
Hochschule für angewandte Wissen­
schaften (Fachhochschule), Fakultät 
Maschinenbau, Hörsaal A 001,  
Galgenbergstraße 30 (Eingang an der 
Nordseite des Gebäudes) eine  
Informationsveranstaltung statt. Dort 
kann der Bebauungsplan-Entwurf ab  
18 Uhr eingesehen werden.

Die Ergebnisse der Öffentlichkeits­
beteiligung fließen in die weitere  
Bearbeitung des Bebauungsplan- 
Entwurfes ein. Dieser Entwurf wird dem 
Ausschuss für Stadtplanung, Verkehr, 

Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 165, Fußballstadion Franz-Josef-Strauß-Allee
Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch

Umwelt- und Wohnungsfragen zum 
Beschluss vorgelegt und im Anschluss 
daran nach § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch 
nochmals öffentlich ausgelegt.  
Während dieser öffentlichen Auslegung 
des Bebauungsplan-Entwurfes besteht 
nochmals die Möglichkeit Anregungen 
vorzubringen. Der Auslegungszeitraum 
wird rechtzeitig im Amtsblatt  
veröffentlicht.

Regensburg, 4. Juni 2012	  
Stadt Regensburg 
 
 
 
Gerhard Weber
Bürgermeister
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Der Ausschuss für Stadtplanung, 
Verkehr, Umwelt- und Wohnungsfragen 
hat am 28. April 2009 die 43. Änderung 
des Flächennutzungsplanes für das  
o. g. Gebiet beschlossen. Er soll sich  
im wesentlichen auf das Gebiet  
zwischen der Franz-Josef-Strauß-Allee 
und der Autobahn A 3 westlich des 
Unterislinger Weges erstrecken; der 
räumliche Geltungsbereich ist im  
übrigen aus dem abgedruckten Lageplan 
ersichtlich.

In der Zeit vom 12. bis 29. Juni 2012 legt 
das Stadtplanungsamt die allgemeinen 
Zwecke und Ziele der Planung öffentlich 
dar und gibt jedermann Gelegenheit zur 
mündlichen und schriftlichen Äußerung 
und Erörterung. Der Entwurf der  
43. Änderung des Flächennutzungs­
planes kann in diesem Zeitraum  
beim Stadtplanungsamt,  
D.-Martin-Luther-Str. 1, Zimmer Nr. 230 
während der Öffnungszeiten für den 
allgemeinen Besucherverkehr (von 
Montag bis Mittwoch von 8.30 bis 12 Uhr 
und von 14 bis 16 Uhr, Donnerstag von 
8.30 bis 13 Uhr und von 15 bis 17.30 Uhr 
und Freitag von 8.30 bis 12 Uhr) einge­
sehen werden. In besonderen Fällen 
können unter Rufnummer 507-2612 auch 
andere Termine vereinbart werden. 
Außerdem findet am Dienstag,  
26. Juni 2012, um 19 Uhr, an der 
Hochschule für angewandte  
Wissenschaften (Fachhochschule), 
Fakultät Maschinenbau, Hörsaal A 001, 
Galgenbergstraße 30 (Eingang an der 
Nordseite des Gebäudes) eine  
Informationsveranstaltung statt.  
Dort kann der Änderungsentwurf ab  
18 Uhr eingesehen werden.

Die Ergebnisse der Öffentlichkeitsbe­
teiligung fließen in die weitere  
Bearbeitung des Bebauungsplan-Ent­
wurfes ein. Dieser Entwurf wird dem 
Ausschuss für Stadtplanung, Verkehr, 
Umwelt- und Wohnungsfragen zum 

Beteiligung der Öffentlichkeit zur 43. Änderung des Flächennutzungsplanes im  
Bereich nördlich der Franz-Josef-Strauß-Allee, westlich des Unterislinger Weges 
(Fußballstadion) nach § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch

Beschluss vorgelegt und im Anschluss 
daran nach § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch 
nochmals öffentlich ausgelegt. Während 
dieser öffentlichen Auslegung des 
Bebauungsplan-Entwurfes besteht 
nochmals die Möglichkeit Anregungen 
vorzubringen. Der Auslegungszeitraum 
wird rechtzeitig im Amtsblatt  
veröffentlicht.

Regensburg, 4. Juni 2012	  
Stadt Regensburg	  
 
 
 
Gerhard Weber	  
Bürgermeister
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Die Stadt Regensburg, Bauordnungsamt, 
erteilte mit Bescheid vom 25. Mai 2012 
(Az. 03450/2011 - 02) die beantragte 
baurechtliche Genehmigung für den 
Einbau einer Hausmeisterwohnung in 
das Gebäude Regensburg, Puricellistr. 
17, Gemarkung Regensburg, Flurstücke 
Nrn. 3827/1 und 3827/31. 
Im nordöstlichen Bereich des Geschäfts­
gebäudes wird im Obergeschoss in eine 
Teilfläche des bestehenden Sonnen­
studios eine Wohnung für den Haus­
meister mit einer Wohnfläche von  
70,61 qm eingebaut. Die Nutzfläche des 
Sonnenstudios wird entsprechend 
reduziert.

Die Einhaltung der zu prüfenden öffent­
lich-rechtlichen Vorschriften wurde durch 
entsprechende Nebenbestimmungen 
sichergestellt.

Der Baugenehmigung für das oben 
beschriebene Vorhaben liegen die mit 
amtlichem Prüfvermerk vom  
25. Mai 2012 versehenen Bauvorlagen 
zugrunde.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb 
eines Monats nach seiner Bekanntgabe 
(in Form dieser öffentlichen Bekannt­
machung) Klage beim Bayerischen 

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung  
gemäß Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Verwaltungsgericht in Regensburg, 
Postfachanschrift: 11 01 65,  
93014 Regensburg, Hausanschrift: 
Haidplatz 1, 93047 Regensburg,  
schriftlich oder zur Niederschrift des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
dieses Gerichts erhoben werden.  
Die Klage muss den Kläger, die/den 
Beklagte(n) (hier: Stadt Regensburg) und 
den Gegenstand des Klagebegehrens 
bezeichnen und soll einen bestimmten 
Antrag enthalten. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben, der angefochtene 
Bescheid soll in Urschrift oder in Ab­
schrift beigefügt werden. Der Klage und 
allen Schriftsätzen sollen Abschriften für 
die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
Die Monatsfrist wird mit dem Tage dieser 
öffentlichen Bekanntmachung in Lauf 
gesetzt (Art. 66 Abs. 2 Satz 6 Bayer. 
Bauordnung).
Durch das Gesetz zur Änderung  
des Gesetzes zur Ausführung der 
Verwaltungsgerichtsordnung vom  
22. Juni 2007 (GVBl. S. 390) wurde das 
Widerspruchsverfahren im Bereich des 
Baurechts abgeschafft. Es besteht keine 
Möglichkeit, gegen den erteilten  
Bescheid Widerspruch einzulegen.  
Die Klageerhebung durch E – Mail ist 
unzulässig.

Eine Nachbarklage gegen den Bescheid 
hat gemäß § 212 a  Abs. 1 Baugesetz­
buch keine aufschiebende Wirkung. Ein 
Antrag auf Anordnung der aufschieben­
den Wirkung kann beim Bayer. Verwal­
tungsgericht Regensburg gestellt werden 
(§ 80 a Abs. 3 Satz 2 in Verbindung mit  
§ 80 Abs. 5 Satz 1 der Verwaltungsge­
richtsordnung).

Sonstiger Hinweis:
Die Akten des Baugenehmigungsverfah­
rens können beim Bauordnungsamt der 
Stadt Regensburg (Neues Rathaus,  
3. Obergeschoss, Zi.Nr. 394) während 
der allgemeinen Geschäftszeiten 
(Montag, Dienstag und Freitag von 8 bis 
11.30 Uhr sowie am Donnerstag von 
8 bis 13 Uhr und von 15 bis 17.30 Uhr) 
eingesehen werden. Eine  
vorherige Terminvereinbarung,  
Telefon 0941/507-3631, wird empfohlen.

Regensburg, 29. Mai 2012
Stadt Regensburg
Bauordnungsamt
Im Auftrag

Ittlinger
Baudirektor

Der Jahresabschluss von Theater 
Regensburg in seiner Rechtsform als 
Kommunalunternehmen liegt für die 
Spielzeit 2010/2011 vor und kann ab dem 
18. Juni sieben Tage lang beim Theater 
Regensburg, Bismarckplatz 7 bei Herrn 
Christian Stang eingesehen werden.

Bestätigungsvermerk des  
Abschlussprüfers:

Wir haben den Jahresabschluss -  
bestehend aus Bilanz und Gewinn- und 
Verlustrechnung sowie Anhang - unter 

Offenlegung des Jahresabschlusses von Theater Regensburg  
für die Spielzeit 2010/2011

Einbeziehung der Buchführung und den 
Lagebericht des Theater Regensburg 
A.ö.R.,  Regensburg für  das  Geschäfts­
jahr vom 01. September 2010 bis  
31. August 2011 geprüft. Durch Art. 107 
Abs. 3 Nr. 2 bis 4 GO (Bayern) wurde der 
Prüfungsgegenstand erweitert. Die 
Prüfung erstreckt sich daher auch auf die 
wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Kommunalunternehmens. Die Buch­
führung und die Aufstellung des Jahres­
abschlusses und des Lageberichts nach 
den deutschen handelsrechtlichen 
Vorschriften, den ergänzenden Vorschrif­

ten für Kommunalunternehmen in Bayern 
gemäß §§ 22 ff. KUV (Bayern) und den 
ergänzenden Bestimmungen der Satzung 
sowie die wirtschaftlichen Verhältnisse 
liegen in der Verantwortung der gesetz­
lichen Vertreter des Kommunalunter­
nehmens. Unsere Aufgabe ist es, auf der 
Grundlage der von uns durchgeführten 
Prüfung eine Beurteilung über den 
Jahresabschluss unter Einbeziehung der 
Buchführung und über den Lagebericht 
sowie über die wirtschaftlichen Verhält­
nisse des Kommunalunternehmens 
abzugeben.
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Wir haben unsere Jahresabschluss­
prüfung nach § 317 HGB und Art. 107 
Abs. 3 Nr. 2 bis 4 GO (Bayern) unter 
Beachtung der vom Institut der  
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung vorgenommen. 
Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und 
Verstöße, die sich auf die Darstellung des 
durch den Jahresabschluss unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungs­
mäßiger Buchführung vermittelten Bildes 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
wesentlich auswirken, mit hinreichender 
Sicherheit erkannt werden und dass mit 
hinreichender Sicherheit beurteilt werden 
kann, ob die wirtschaftlichen Verhältnisse 
des Kommunalunternehmens Anlass zu 
Beanstandungen geben. Bei der Fest­
legung der Prüfungshandlungen werden 
die Kenntnisse über die Geschäftstätig­
keit und über das wirtschaftliche und 
rechtliche Umfeld des Kommunalunter­
nehmens sowie die Erwartungen über 
mögliche Fehler berücksichtigt. Im 
Rahmen der Prüfung werden die  
Wirksamkeit des rechnungslegungs­
bezogenen internen Kontrollsystems 
sowie Nachweise für die Angaben in 
Buchführung und Jahresabschluss 
überwiegend auf der Basis von Stich­
proben beurteilt. Die Prüfung umfasst die 
Beurteilung der angewandten Bilanzie­
rungsgrundsätze und der wesentlichen 
Einschätzungen der gesetzlichen 

Vertreter sowie die Würdigung der 
Gesamtdarstellung des Jahres­
abschlusses und des Lageberichts.  
Die Prüfung der wirtschaftlichen  
Verhältnisse haben wir darüber  
hinaus entsprechend den von IDW 
festgestellten Grundsätzen zur  
Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der 
Geschäftsführung und der wirtschaft­
lichen Verhältnisse gemäß § 53 HGrG 
vorgenommen. Wir sind der Auffassung, 
dass unsere Prüfung eine hinreichend 
sichere Grundlage für unsere Beurteilung 
bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen  
Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der 
bei der Prüfung gewonnen Erkenntnisse 
entspricht der Jahresabschluss den 
gesetzlichen Vorschriften und den 
ergänzenden Bestimmungen der Satzung 
und vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buch­
führung ein den tatsächlichen Verhältnis­
sen entsprechendes Bild der  
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
des Theater Regensburg A.ö.R.,  
Regensburg. Der Lagebericht steht in 
Einklang mit dem Jahresabschluss, 
vermittelt insgesamt ein zutreffendes  
Bild von der Lage des Kommunalunter­
nehmens und stellt die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar.

Die wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Kommunalunternehmens geben nach 
unserer Beurteilung keinen Anlass zu 
Beanstandungen.

Regensburg, den 30. Dezember 2011

MHP Männer & Hartmann Revision 
GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
	
Sven Fischer	 Dr. Stefan Schmidt
Wirtschaftsprüfer	 Wirtschaftsprüfer

Mit Beschluss des Verwaltungsrates vom 
16.02.2012, wurde der Jahresabschluss 
des Theaters Regensburg, Anstalt des 
öffentlichen Rechts, Regensburg, zum 
31. August 2011 festgestellt. Ferner 
wurde beschlossen, aus der Kapitalrück­
lage EUR 10.279.146,38 zu entnehmen 
und mit dem Bilanzverlust zum 
31.08.2011 in Höhe von EUR 
10.279.146,38 zu verrechnen.

Regensburg, 16.02.2012

Ernö Weil, Intendant                                       
Henrik Huyskens, Kfm. Direktor

Vorankündigung

Information über beabsichtigte 
Beschränkte Ausschreibungen nach  
§ 3 Abs. 3 Nr. 1 VOB/A 2009 ab einem 
voraussichtlichen Auftragswert von 
25.000 Euro ohne Umsatzsteuer, siehe 
unter www.ava-online.de sowie  
www.regensburg.de/vergaben

Auftraggeber:
Stadt Regensburg
Vergabestelle
Minoritenweg 8+10
93047 Regensburg
Telefon 0941/507-5629
Fax 0941/507-4629
E-Mail: vergabestelle@regensburg.de
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Die Stadt Regensburg
Vergabeamt
Minoritenweg 8+10
93047 Regensburg
Telefon 0941/507-5629
Fax 0941/507-4629
Mail: vergabestelle@regensburg.de 
beabsichtigt folgende Aufträge zu 
vergeben:

1. �Öffentliche Ausschreibung  
nach VOB /A

12 A 071 – �Wärmedämmverbundsystem 
DIN 18345

Nähere Informationen zu oben  
genannter Ausschreibung siehe unter  
www.ava-online.de und  
www.regensburg.de/vergaben

2. �Öffentliche Ausschreibung  
nach VOL /A

12 A 070 – �Lieferung von Fällungsmitteln 
zur Phosphorelimination für 
das  Klärwerk Regensburg

Nähere Informationen zu oben  
genannter Ausschreibung siehe unter 
www.regensburg.de/vergaben.

Die Stadtbau-GmbH Regensburg
Adolf-Schmetzer-Straße 45
93055 Regensburg
Tel. 0941/7961-181
Fax 0941/7961-112
E-Mail: ausschreibungen@stadtbau-
regensburg.de
beabsichtigt im Wege der öffentlichen 
Ausschreibung nachfolgende Gewerke 
zu vergeben.

1. Bauvorhaben in Regensburg:
Kurt-Schumacher-Straße 23
Submission: 26.06.2012

Nachfolgende Arbeiten sind zu 
vergeben:
1.1. Heizung
1.2. Sanitär/Lüftung

Öffentliche Ausschreibung

2. Bauvorhaben in Regensburg:
Siegfriedstraße 9, 11;  
Augsburger Straße 37
Submission: 27. Juni 2012

Nachfolgende Arbeiten sind zu 
vergeben:
2.1. Fliesenarbeiten
2.2. Bodenarbeiten (Estrich, Oberböden)
2.3. Schreinerarbeiten (Innentüren)
2.4. Malerarbeiten

Nähere Auskünfte zur Anforderung von 
Unterlagen: 
www.stadtbau-regensburg.de/
ausschreibungen

Regensburg, 1. Juni 2012

Stadtbau-GmbH Regensburg


